
 

  

S 10 AL 150/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 8
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 AL 150/02
Datum 14.05.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 356/04
Datum 18.03.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 14.
Mai 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist der Anspruch auf Arbeitslosengeld (Alg) ab 18.06.2001
streitig.

Der 1949 geborene KlÃ¤ger kam am 19.10.1986 als SpÃ¤taussiedler aus
RumÃ¤nien in die Bundesrepublik Deutschland. Ab 15.01.1990 war er als
Kontrolleur bzw. QualitÃ¤tsprÃ¼fer bei der Firma F. Fahrzeug- und Maschinenfabrik-
GmbH & Co. KG beschÃ¤ftigt. Vom 08.12.1994 bis 25.04.1996 bezog er
Krankengeld. Ab 30.05.1996 erhielt er Sozialhilfe. Am 18.12.2000 schloss er mit
seinem Arbeitgeber einen Aufhebungsvertrag, wonach der Arbeitsvertrag zum
31.12.2000 aufgelÃ¶st werde und der KlÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§Â§ 9, 10 des
KÃ¼ndigungsschutzgesetzes als sozialen Ausgleich fÃ¼r den Verlust des
Arbeitsplatzes eine Abfindung in HÃ¶he von 15.000,00 DM erhalte. Mit der
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ErfÃ¼llung dieses Aufhebungsvertrages bestÃ¼nden keinerlei AnsprÃ¼che mehr
aus dem ArbeitsverhÃ¤ltnis und seiner Beendigung.

Ein Antrag des KlÃ¤gers auf Bewilligung von Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit/ErwerbsunfÃ¤higkeit vom 26.09.1995 war von der LVA
Niederbayern-Oberpfalz mit Bescheid vom 14.03.1996, bestÃ¤tigt durch
Widerspruchsbescheid vom 17.07.1996, abgelehnt worden. Das Urteil des
Sozialgerichts Landshut (S 52 RJ 958/96), das die LVA zur Zahlung von Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit auf Zeit bis 31.05.2000 verurteilt hatte, hob das Bayer.
Landessozialgericht (L 5 RJ 338/99) mit Urteil vom 06.04.2001 auf und wies die
Klage ab.

Am 18.06.2001 meldete sich der KlÃ¤ger arbeitslos und beantragte Alg. Mit
Bescheid vom 25.10.2001 lehnte die Beklagte den Antrag ab. Die Anwartschaftszeit
sei nicht erfÃ¼llt, da der KlÃ¤ger innerhalb der Rahmenfrist von drei Jahren vor dem
18.06.2001 nicht mindestens zwÃ¶lf Monate in einem versicherungspflichtigen
VerhÃ¤ltnis gestanden habe. Einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe (Alhi) habe er
ebenfalls nicht, da er innerhalb der Vorfrist von einem Jahr vor dem 18.06.2001 kein
Alg bezogen habe.

Mit seinem Widerspruch trug der KlÃ¤ger vor, er habe im Februar 1996 ein
Schreiben der Krankenkasse erhalten, in dem er aufgefordert worden sei, beim
Arbeitsamt einen Antrag auf Alg zu stellen. Er habe sich daraufhin beim Arbeitsamt
Landshut unter Vorlage dieses Briefes gemeldet und seine Situation geschildert,
wonach er seit 1994 wegen Beschwerden an der LendenwirbelsÃ¤ule
arbeitsunfÃ¤hig sei. Es sei aufzuklÃ¤ren, warum ihm auf seinen Antrag auf
GewÃ¤hrung von Alg im FrÃ¼hjahr 1996 hin nicht Alg bewilligt worden sei.
Vorsorglich beantrage er, im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruches so
gestellt zu werden, wie er stehen wÃ¼rde, wenn ihm im Jahr 1996 Alg bewilligt
worden wÃ¤re.

Mit Widerspruchsbescheid vom 15.04.2002 wies die BBeklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Das Fehlen der persÃ¶nlichen Arbeitslosmeldung kÃ¶nne
ebensowenig wie die fehlende VerfÃ¼gbarkeit als tatsÃ¤chliche Voraussetzung
fÃ¼r den Alg-Anspruch nachtrÃ¤glich im Wege des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruches ersetzt werden.

Mit seiner zum Sozialgericht Landshut (SG) erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger
geltend gemacht, die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt zu haben, weil er bis 31.12.2000 in
einem versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis bei der Firma F.
gestanden habe. Im Ã�brigen habe er auf die Empfehlung der Krankenkasse hin
beim Arbeitsamt vorgesprochen. Im Mai sei er noch einmal vorstellig geworden und
habe einen Antrag stellen wollen, sei jedoch an das Sozialamt verwiesen worden.

Das SG hat mit Urteil vom 14.05.2004 die Klage abgewiesen. In der dreijÃ¤hrigen
Rahmenfrist vom 18.06.1998 bis 17.06.2001 habe der KlÃ¤ger weder in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis gestanden noch Krankengeld bezogen. Auch unter
dem Gesichtspunkt des sozialrechtlichen Herstellungsanspruches lasse sich der
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geltend gemachte Alg-Anspruch nicht begrÃ¼nden. Die Arbeitslosmeldung sei eine
Tatsachen- und keine WillenserklÃ¤rung und nach der Rechtsprechung des BSG
nicht durch das Rechtsinstitut des sozialrechtlichen Herstellungsanspruches zu
ersetzen (BSG SozR 4100 Â§ 105 Nr.2; 1300 Â§ 28 Nr.1).

Mit seiner gegen dieses Urteil eingelegten Berufung verweist der KlÃ¤ger darauf, bis
31.12.2000 in einem ungekÃ¼ndigten ArbeitsverhÃ¤ltnis bei der Firma F.
gestanden zu haben. Das SG habe gegen den Amtsermittlungsgrundsatz
verstoÃ�en, da es ungeprÃ¼ft von dem Nichtvorliegen eines
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisses ausgegangen sei, wÃ¤hrend es hÃ¤tte ermitteln
mÃ¼ssen, ob der KlÃ¤ger mÃ¶glicherweise wegen andauernder ArbeitsunfÃ¤higkeit
weder von sich aus noch aus der Sicht seines Arbeitgebers gesundheitlich in der
Lage gewesen sei, wieder an seinen Arbeitsplatz zurÃ¼ckzukehren oder eine
andere TÃ¤tigkeit im gleichen Betrieb auszuÃ¼ben. Zugunsten des KlÃ¤gers sei zu
vermuten, dass bis zum Abschluss des Aufhebungsvertrages zwischen Arbeitgeber
und Arbeitnehmer im Rahmen des fortbestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses der
grundsÃ¤tzliche Wille bestanden habe, das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis im
versicherungsrechtlichen Sinne fortzusetzen mit der Folge, dass auch bis zu diesem
Zeitpunkt ein VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis vorgelegen habe.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Landshut vom 14.05.2004
sowie den Bescheid vom 25.10.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 15.04.2002 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm ab 18.06.2001
Arbeitslosengeld zu bewilligen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Weder fÃ¼r die Meldung beim Arbeitsamt noch fÃ¼r die ihm mÃ¶glicherweise
gegebenen AuskÃ¼nfte kÃ¶nne der KlÃ¤ger Nachweise erbringen. Auch wenn man
unterstelle, der KlÃ¤ger sei tatsÃ¤chlich beim Arbeitsamt gewesen, sei die
Annahme nicht gerechtfertigt, dort sei eine Falschberatung erfolgt. Denkbar sei,
dass der KlÃ¤ger nach Hinweis auf die Zumutbarkeit der Aufnahme von
BeschÃ¤ftigungen im Verweisungsberuf primÃ¤r sein Begehren auf Sozialleistungen
des RentenversicherungstrÃ¤gers gerichtet und gegenÃ¼ber der Beklagten
verneint habe, fÃ¼r die vom RentenversicherungstrÃ¤ger festgestellten
Verweisungsberufe subjektiv zur VerfÃ¼gung zu stehen. Ein noch nicht erloschener
Anspruch auf Alg aus frÃ¼herer Anwartschaft habe deshalb bei Antragstellung im
Jahre 2001 nicht bestanden.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und der Verfahrensakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151 des
Sozialgerichtsgesetzes â�� SGG -), ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG)
liegt nicht vor.
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In der Sache erweist sich das Rechtsmittel als unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG
die Klage abgewiesen, da der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Alg ab 18.06.2001 hat.

Der KlÃ¤ger hat die nach Â§ 117 Abs.1 Nr.3 SGB III fÃ¼r den Anspruch auf Alg
erforderliche Anwartschaftszeit nicht erfÃ¼llt, da er innerhalb der Rahmenfrist, die
gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs.1 SGB III drei Jahre betrÃ¤gt und mit dem Tag vor der
ErfÃ¼llung aller sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch auf Alg beginnt,
nicht wenigstens zwÃ¶lf Monate in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis
gestanden hat (Â§ 123 Satz 1 Nr.1 SGB III). Dem KlÃ¤ger kann nicht gefolgt werden,
wenn er geltend macht, bis 31.12.2000 in einem VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis
gestanden zu haben. Denn das bloÃ�e Fortbestehen des ArbeitsverhÃ¤ltnisses ist
nicht mit einem die Versicherungspflicht begrÃ¼ndenden
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis im Sinne der Â§Â§ 24 Abs.1, 2, 25 Abs.1 SGB III
gleichzusetzen. HierfÃ¼r ist entscheidend, dass eine BeschÃ¤ftigung tatsÃ¤chlich
ausgeÃ¼bt wird. Im vorliegenden Fall hat aber das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis mit
der am 08.12.1994 begonnenen ArbeitsunfÃ¤higkeit, deren Ende nicht absehbar
war, geendet. Dieser Fall kann nicht gleichgestellt werden mit den vom KlÃ¤ger
angesprochenen Fallkonstellationen, wonach das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis
wÃ¤hrend eines Streiks, unbezahlten oder bezahlten Urlaubs oder Krankheit weiter
bestehen kann; solche Unterbrechungen lassen das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nur
dann weiter bestehen, wenn sein Ende absehbar ist, wÃ¤hrend dies im vorliegenden
Fall nicht gegeben war.

UnabhÃ¤ngig davon setzt die Annahme eines die Anwartschaftszeit erfÃ¼llenden
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisses voraus, dass fÃ¼r die BeschÃ¤ftigung ein
Arbeitsentgelt gezahlt wird. Denn nach Â§ 24 Abs.3 Nr.2 SGB III in der bis
31.12.1998 geltenden Fassung besteht das VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis fÃ¼r
BeschÃ¤ftigte fÃ¼r Zeiten eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, fÃ¼r die kein
Arbeitsentgelt gezahlt wird, lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Monat fort. FÃ¼r die Zeit ab
01.01.1999 ergibt sich dies aus Â§ 7 Abs.3 Satz 1 SGB IV in der Fassung des
Gesetzes vom 16.12.1997 (BGBl.I S.2998), wonach eine BeschÃ¤ftigung gegen
Arbeitsentgelt als fortbestehend gilt, solange das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis ohne
Anspruchh auf Arbeitsentgelt fortdauert, jedoch nicht lÃ¤nger als einen Monat.
Unstreitig hat der KlÃ¤ger in der Zeit vom 08.12.1994 bis 31.12. 2000 kein
Arbeitsentgelt bezogen. Mit dem Aufhebungsvertrag wurde lediglich eine Abfindung
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 9, 10 KÃ¼ndigungsschutzgesetz vereinbart, die aber kein Entgelt
fÃ¼r eine tatsÃ¤chlich geleistete BeschÃ¤ftigung darstellt.

Der Vortrag des KlÃ¤gers, 1996 zweimal beim damaligen Arbeitsamt Landshut
vorgesprochen zu haben, begrÃ¼ndet einen Anspruch auf Alg ab 18.06.2001
ebenfalls nicht. Zum einen sind solche Vorsprachen nicht nachgewiesen und fehlt
insbesondere der Nachweis der hierbei abgegebenen ErklÃ¤rungen; insoweit
rÃ¤umt der KlÃ¤ger in seiner BerufungsbegrÃ¼ndungsschrift vom 10.03.2005
selbst ein, dass die UnaufklÃ¤rbarkeit dieser Tatsachen zu seinen Lasten geht und
dies auch nicht durch einen sozialrechtlichen Herstellungsanspruch geheilt werden
kann. Zum anderen stand der KlÃ¤ger in der Folgezeit der Arbeitsvermittlung durch
die Beklagte nicht zur VerfÃ¼gung, da er dort nicht als arbeitsuchend gefÃ¼hrt
wurde, was ihm bekannt war. Im Ã�brigen folgt der Senat den AusfÃ¼hrungen in
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den EntscheidungsgrÃ¼nden des Urteils des SG und sieht gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs.2
SGG von einer weiteren Darstellung der EEntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Somit war die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Landshut
vom 14.05.2004 zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 29.08.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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